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Stellenschaffung
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	Amt für öffentliche Ordnung
	EG 9
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	KW

01/2016
	28.250 €


1
Antrag, Stellenausstattung
Für den Bereich Transporte/Gewerbliche Güterbeförderung der Straßenverkehrsbehörde beim Amt für öffentliche Ordnung wird die befristete Schaffung einer 0,5 Stelle in
EG 9 beantragt.
2
Schaffungskriterien

Die zwingende Erfüllung neuer, gesetzlicher Vorschriften und die erhöhten Vorgangszahlen im Aufgabengebiet haben zu einer Zunahme des Arbeitsaufkommens geführt.
3
Bedarf

3.1
Anlass

Zur Neuregelung einheitlicher Berufs- und Marktzugangsvoraussetzungen für Güter-kraftverkehrsunternehmer und Personenkraftverkehrsunternehmer in der Europäischen Union wurden im sog. Road Package umfassende Regelungen getroffen, die seit dem 04.12.2011 unmittelbar Anwendung finden.

Mit den neuen EG-Verordnungen soll im Interesse von Verkehrssicherheit und Umweltschutz sowie zur Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen, insbesondere die Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, optimiert und modernisiert, sowie die Wirksamkeit der Überwachung der Unternehmen, die in mehreren Mitgliedstaaten tätig sind, erleichtert werden.
Die rege Bautätigkeit im Stadtgebiet hat darüber hinaus im Bereich der Großraum- und Schwertransporte zu einer starken Zunahme des Arbeitsaufkommens geführt. Innerhalb der letzten sechs Jahre haben sich die Fallzahlen bei den Genehmigungen nahezu verdoppelt, bei den Anhörungsverfahren sogar mehr als verdreifacht. Die gesetzlichen Aufgaben des Güterkraftverkehrsrechts können deshalb nur unzureichend erfüllt werden.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Gegenwärtig erfolgt die Sachbearbeitung in den Bereichen Güterkraftverkehr, Genehmigungen von Großraum- und Schwertransporten, Ausnahmegenehmigungen nach dem Sonn- und Feiertagsgesetz sowie Beförderungserlaubnisse nach der Gefahrgutverordnung einschließlich Fahrwegbestimmungen durch 3 Sachbearbeiter/-innen. Durch gestiegene Vorgangszahlen sind die Sachbearbeiter/-innen bereits ohne die neue Aufgabe mehr als ausgelastet.
Gemäß der neuen Verordnungen zum Road Package wurde ein zentrales elektronisches Unternehmensregister aufgebaut. Die Kommunikation zwischen den zuständigen Behörden und den beim BAG eingerichteten Dateien, der Verkehrsunternehmensdatei und der Datei über abgeschlossene Bußgeldverfahren nach § 16 Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG), wird ausschließlich auf elektronischem Wege erfolgen. Um das Funktionieren des Informationsaustauschs zu gewährleisten, müssen die Daten durch die Straßenverkehrsbehörde stets gepflegt und auf aktuellem Stand gehalten werden.
Des Weiteren sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, gezielte und dauerhafte Kontrollen von Unternehmen mit erhöhtem Risiko vorzunehmen. Danach wacht das Amt für öffentlich Ordnung als untere Verwaltungsbehörde darüber, ob die Unternehmen, denen sie die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers erteilt haben, die Anforderungen (Berufszugangsvoraussetzungen) dauerhaft erfüllen. Im Rahmen dieser Überwachung ist ein „Risikoeinstufungssystem“ einzuführen. Vorgesehen ist eine Klassifizierung der Unternehmen in verschiedene Risikostufen anhand von Verstößen, die in einem Unternehmen begangen worden sind. 
3.3 Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die vorstehend geschilderten Aufgaben können mit dem vorhandenen Personal nicht erledigt werden. Die Möglichkeit der Personalverschiebungen an anderer Stelle oder eine Personalfreistellung durch Arbeitsverringerung in anderen Bereichen besteht nicht. Durch steigende Fallzahlen bei den Großraum- und Schwertransporten wird sich die aktuelle Situation weiter verschärfen.

Eine Untätigkeit in puncto Road Package würde ein enormes Haftungsrisiko für die Landeshauptstadt begründen, denn die übermittelnden öffentlichen Stellen sind gegenüber dem Bundesamt für Güterkraftverkehr für die Richtigkeit und Aktualität der von ihnen übermittelten Daten verantwortlich (§ 6 VUDat-DV).

Bestimmte in der Datei enthaltene Informationen sind öffentlich zugänglich. Dadurch soll die Transparenz verbessert und insbesondere interessierten Bürgern die Überprüfung ermöglicht werden, ob der Verkehrsunternehmer im Besitz entsprechender Zulassungen ist. Dies hat auch Relevanz im Zusammenhang mit den bußgeldbewehrten Auftraggeberpflichten nach § 7c GüKG. 

Sofern das Amt für öffentliche Ordnung personell nicht in der Lage ist, unzuverlässige bzw. ungeeignete oder nicht leistungsfähige Unternehmen von der gewerblichen Güterbeförderung auszuschließen, macht es sich mit verantwortlich, wenn unlautere Praktiken zu einer Verzerrung des Wettbewerbs führen. Letztlich vertraut der potentielle Auftraggeber auf die Daten in der VUDat und geht von rechtmäßigen Zuständen aus, wenn ein Unternehmen mit den entsprechenden Zulassungen in der Datei geführt wird.

Einnahmeerhöhungen durch evtl. Bußgeldverfahren im Zuge der Betriebsprüfungen, welche aber nach der Höhe nicht abschätzbar sind, wären bei Untätigkeit nicht zu erzielen.

4
Stellenvermerke

Schaffung mit KW-Vermerk 01/2016.






